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Sozialausschuss-Sitzung am 14.1.2008;
Info der Verwaltung

Neue Wohnformen im Alter — Bericht aus den Arbeitsgruppen

Nach dem im Kreishaus am 19.9.2007 durchgefiihrten Expertengesprach hatten sich
3 Arbeitsgruppen gebildet, die das 0.g. Thema aus unterschiedlichen Blickwinkeln
beleuchten sollen. Inzwischen haben alle Arbeitsgruppen einmal getagt. Nachfolgend
werde erste Erkenntnisse dargestellt:

Arbeitsgruppe 1 ,Erhaltung der Selbststandigkeit in der eigenen Hauslichkeit®

Notwendige Hilfsangebote, die in jeder Stadt vorgehalten werden sollten, um ein
maglichst langes Verbleiben in der eigenen Hauslichkeit zu gewahrleisten wurden
gemeinsam erarbeitet. Es bestand Einvernehmen, dass die genannten Hilfen im
Wesentlichen in allen kreisangehdrigen Stadten vorhanden sind. Als Problem wurde
die (teilweise) fehlende Vernetzung und Koordination sowie der geringe
Bekanntheitsgrad dieser Hilfsangebote erkannt.

Eine Losung konnte die Aufteilung des Kreises in sogenannte SozialrAume sein. Da
der Kreis flachendeckend und gemeinwesenorientiert mit Seniorentreffs ausgestattet
ist, kbnnte man diese bestehenden Strukturen nutzen und nach kreisweit
einheitlichen Kriterien beraten und Hilfen unmittelbar koordinieren. Denkbar ist aber
auch eine Anbindung an kommunale Dienststellen oder stationare Einrichtungen.

Fur die nachste Sitzung wurde vereinbart, auf der Basis der erarbeiteten Grundlagen
ein Soll-Konzept zu entwickeln, das kreisweit installiert werden kann. Anschlie3end
sollen die kreisangehorigen Stadte beteiligt werden und prifen, inwieweit die
stadtischen Strukturen bereits vorhanden sind, bzw. welche MaRnahmen zur
Zielerreichung noch erfolgen mussen.

Die nachste Sitzung findet am 16.1.2008, 10:00 Uhr, statt.

Arbeitsgruppe 2 ,Wohngemeinschaften fur altere Menschen mit Hilfe- und
Pflegebedarf*

Die Zielgruppen ,Wohngemeinschaften fir Demenzkranke“ und Ambulant betreute
Wohngemeinschaften fir altere Menschen mit Hilfe- und Pflegebedarf wurden
differenziert betrachtet.

Die Abgrenzung zum Heim ist erdrtert worden.

.unterkunft, Beratung, Verpflegung und Pflege aus einer Hand" sind typische
Merkmale eines Heimbetriebes, unabhéngig von der Bezeichnung.

Eigene Mietvertrage, ein individuelles Wahlrecht beim Pflegedienst,
selbstbestimmtes Handeln der Gruppe/der Mieter (Vertrag/Satzung oder durch
Verein) sind typische Merkmale einer ambulanten Wohngemeinschatt.
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Erste Uberlegungen zu den Inhalten einer Wohngemeinschaft unterteilt nach den
Bereichen Wohnen, Betreuung, Versorgung/Verpflegung, Partizipation der
Bewohner/innen, wurden

gesammelt, ohne bereits vertiefte Fragen zur Finanzierung / Machbarkeit zu erértern.

Arbeitsgruppe 3 ,Wohnen und Leben von Senioren in betreuten Wohnanlagen*

In der AG sind insgesamt 10 Vertreter und Vertreterinnen von Wohlfahrtsverbanden,
Vereinen und ein Kreistagsmitglied.

Ein erstes Treffen der AG hat am 13.11.2007 stattgefunden.

Neben der Vorstellung der einzelnen Angebote der anwesenden Wohlfahrtsverbande
und Vereine im betreuten Wohnen wurden Bestandteile einer Definition des Themas
vorgenommen. Dartber hinaus wurde vereinbart, dass eine schriftliche Befragung
aller bekannten Anbieter durch die beiden Beschéftigten des Sozialamtes (Herr
Weber und Frau Theis) anhand eines in der Sitzung abgestimmten Fragebogens
durchgeftihrt wird. Ziel ist eine Bestandserhebung der Angebote mit deren
differenzierterer Beschreibung.

Die Fragebogen wurden zwischenzeitlich versandt und um Riickmeldung bis Ende
2007 gebeten (bisher noch eher verhaltene Rickantworten).

Die nachste Sitzung der AG ist am 29.01.2008 geplant — hier soll die
Bestandserhebung analysiert werden (Starken, Schwachen) und evtl.
Ldsungsansétze und Handlungsempfehlungen erarbeitet werden.

Geplant ist, fur jede Arbeitsgruppe 3 — 4 Sitzungen durchzufihren, Abschluss im April
2008. AnschlieRend Vorstellung und Diskussion der Ergebnisse in einer weiteren
Expertenrunde im Mai 2008, Erstellung einer Ausschussvorlage mit einem
Konzept/Handlungsempfehlung fiir die Sitzung des Sozialausschusses im August
2008.
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Sitzung des Sozialausschusses am 14.01.2008
- TOP 3 —Information der Verwaltung
- Gutachten des Landessozialministeriums zur Hohe der Pflegekosten in NRW

Am 14.12.2007 hat Arbeits- und Sozialminister Karl-Josef Laumann der Offentlichkeit die
Ergebnisse des von ihm in Auftrag gegebenen Gutachtens zu den Kosten der Pflege in NRW
vorgestellt.

Die wesentlichen Erkenntnisse sind:
e Die Pflegesatze in NRW liegen im Schnitt um 10% tber dem Bundesdurchschnitt.

e Ursachen hierfir sind in den héheren Personalkosten (hdhere Tarifbindung, altere
Personalstruktur, 3% mehr Personal an in anderen Landern) zu sehen. Diese Griinde
sind allein fur 40-70% der Differenz verantwortlich.

e Daflr gibt es aber Hinweise auf eine bessere Pflegequalitat in NRW, deren Uberprii-
fung allerdings nicht vom Untersuchungsauftrag umfasst war.

e Auch die Investitionskosten liegen tber dem Bundesschnitt. Sie verantworten 10-30%
der Mehrkosten. Die Ursache liegt in einer sehr hohen 6ffentlichen Forderung in der
Vergangenheit und in der eher stadtischen Struktur von NRW im Vergleich zu ande-
ren Bundeslandern.

e Die Gestaltung der Pflegesatzverhandlungen zielt in NRW auf stéarker auf das Selbst-
kostendeckungsprinzip als in andern Landern.

Gerade beim letzten Punkt sieht das Gutachten Handlungsspielrdume flr das Land. Der
Kreis Mettmann hat — wie fast alle 6rtlichen Sozialhilfetrdger im Rheinland — den Land-
schaftsverband Rheinland zur Fihrung der Pflegesatzverhandlungen mandatiert. Die Ver-
waltung wird sich in der nachsten Zeit mit dem LVR in Verbindung zu setzen und Uber die
Handlungsoptionen beraten.

Als unmittelbare Folge aus dem Gutachten hat Minister Laumann bereits geduf3ert, dass er
den Abschreibungszeitraum fiir neue Heime auf 50 Jahre verdoppeln will, um die Investiti-
onskosten und somit auch das Pflegewohngeld zu reduzieren. Dies greift aber nur fur kinfti-
ge Neubauten.

gez. Beitelsmann
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Uteil vom 20. Dezenber 2007 — 2 BvR 2433/ 04; 2 BvR 2434/ 04 -

Hartz | V- Arbeitsgenei nschaften mt Verfassung nicht vereinbar

Mt Uteil vom 20. Dezenmber 2007 hat der Zweite Senat des
Bundesver f assungsgeri cht s Komunal ver f assungsbeschwerden von Krei sen
und Landkrei sen gegen organi satori sche Regel ungen des

Sozi al geset zbuches Zweites Buch (G undsi cherung fir Arbeitsuchende)
teil wei se stattgegeben. Soweit sich die BeschwerdefUhrer gegen die
Zuwei sung der Zustandi gkeit fur einzel ne Leistungen der G undsicherung
fuar Arbeitsuchende ("Hartz |1V') ohne voll standi gen Ausgl eich der sich
daraus ergebenden finanziellen Mehrbel astungen gewandt hatten, wurden
di e Beschwerden zuriickgewi esen. Die in 8§ 44b SGB Il geregelte Pflicht
der Kreise zur Aufgabenubertragung der Leistungen nach dem

Sozi al geset zbuch Zweites Buch (G undsicherung fir Arbeitsuchende) auf
di e Arbeitsgeneinschaften und di e einheitliche Aufgabenwahrnehnung von
kommunal en Tragern und der Bundesagentur fidr Arbeit in den

Ar bei t sgenei nschaften verl etzt jedoch die Genei ndeverbande in ihrem
Anspruch auf eigenverantwortliche Aufgabenerl edi gung und verst o6t gegen
di e Konpet enzordnung des G undgeset zes.

Di e Arbeitsgenei nschaften sind als Genei nschaftseinrichtung von
Bundesagent ur und komunal en Tragern nach der Konpetenzordnung des
Grundgeset zes nicht vorgesehen. Besondere Grinde, die ausnahnswei se die
genei nschaftliche Aufgabenwahrnehmung in den Arbeitsgeneinschaften
rechtfertigen kdonnten, existieren nicht. Zudem wi derspricht die

Ei nrichtung der Arbeitsgenei nschaft dem G undsatz ei genverantwortlicher
Auf gabenwahr nehrmung, der den zust andi gen Verwal t ungstrager
verpflichtet, die Aufgaben grundsatzlich durch eigene

Verwal t ungsei nrichtungen, also mit eigenem Personal, eigenen
Sachmittel n und ei gener Organisation wahrzunehnen. Bis zu einer
geset zl i chen Neuregel ung, |angstens bis zum 31. Dezenber 2010, bl ei bt
di e Norm jedoch anwendbar. Dem Gesetzgeber mnuss fur eine Neuregel ung,
di e das Ziel einer Bindelung des Vol |l zugs der G undsicherung fur
Arbei t suchende verfolgt, ein der GdRe der Umstrukturierungsaufgabe
angenessener Zeitraum bel assen werden.

Der Richter Brof3, die Richterin Osterloh und der Richter Gerhardt haben
ei ne abwei chende Mei nung angefiigt. Sie sind der Auffassung, dass 8§ 44b
SG |1 i mRahnmen ei ner verfassungskonfornmen Ausl egung kei nen

ver fassungsrechtli chen Bedenken begegnet.

(Zum Sachverhalt vgl. Pressenitteilung Nr. 43/2007 vom5. April 2007)
Der Entscheidung |iegen imWsentlichen fol gende Erwagungen zu G unde:
|. Die Bestimung der Kreise und kreisfreien Stadte zu Tragern der
Grundsicherung in 8§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB Il verletzt nicht
das Recht auf konmunal e Sel bstverwal tung. Di e Beschwer def Ghrer

kénnen sich auch nicht auf eine Verletzung von Art. 84 Abs. 1 GG
ber uf en
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Das Recht der Sel bstverwaltung ist den Genei ndever bédnden nach Art.
28 Abs. 2 Satz 2 GG nur eingeschrankt gewahrleistet. Die

Ver fassung beschrei bt di e Auf gaben der Kreise nicht sel bst,
sondern Uberantwortet di es dem Gesetzgeber. Dessen

Gest al tungsspi el raum bei der Regel ung des Auf gabenberei chs der
Kreise findet erst dort Grenzen, wo verfassungsrechtliche
Gewadhr | ei stungen des Sel bstverwal tungsrechts der Kreise entwertet
wirden. Ein Eingriff in das verfassungsrechtlich garantierte

Sel bst verwal t ungsrecht der GCenei ndeverbande kann bei einer

Auf gabenzuwei sung aber erst angenommen werden, wenn die
Ubertragung ei ner neuen Aufgabe ihre Verwal tungskapazitaten so
sehr in Anspruch nimt, dass sie nicht nehr ausrei chen, um ei nen
M ndest best and an zugew esenen Sel bstverwal t ungsauf gaben des

ei genen Wrkungskrei ses wahrzunehnen, der fir sich genommen und im
Ver gl ei ch zu zugew esenen staatlichen Aufgaben ein Gew cht

aufwei st, das der institutionellen Garantie der Kreise als

Sel bst verwal t ungskor perschaften gerecht wird. Eine sol che
Verl et zung des Kernberei chs oder Wesensgehal ts der

Sel bstverwal tung durch di e Auf gabenzuwei sung haben di e
Beschwer def Gihrer ni cht darget an.

O fen bl ei ben nuss, ob der Bund durch 8 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SCB
Il gegen Art. 84 Abs. 1 GG a.F. verstofen hat; denn die
Beschwer def Ghreri nnen kénnen sich, soweit der Schutzbereich der
Sel bstverwal tungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG nicht
berdhrt ist, im Rahnen ei ner Kommunal verfassungsbeschwerde ni cht
auf di ese Norm des G undgesetzes berufen. Art. 84 Abs. 1 GG a.F
enthadlt auch kei ne Konkretisierung des Art. 28 Abs. 2 Satz 2 GG
Anders als Art. 84 Abs. 1 Satz 7 GG in der Fassung des Gesetzes
zur Anderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006 (BGBI |, S
2034) lielR sich der fruheren Fassung des Art. 84 Abs. 1 GG kein
absol utes Verbot der Aufgabenzuwei sung auf di e kommunal e Ebene
ent nehnen.

I'l. Die Verfassungsbeschwerden sind auch unbegrindet, soweit sich die
Beschwer def ihrer gegen § 46 Abs. 1, 5 bis 10 SGB Il wenden. Die
Vorschrift ordnet eine CGel dzahl ung des Bundes an di e Lander zur
Ent | astung der Konmunen an. Die Norm berechtigt und verpflichtet
allein den Bund und di e Lander. Anspriche oder Pflichten der
Konmunen werden hi ngegen nicht geregelt.

I11. Dagegen verstoRt die in § 44b SGB I getroffene Regel ung, wonach
di e komrunal en Tréager und di e Bundesagentur fir Arbeit zur
ei nhei tlichen Wahrnehrmung i hrer Auf gaben Arbeitsgenei nschaften
bil den sollen, gegen Art. 28 Abs. 2 GG in Verbindung mt Art. 83
GG Das in dieser Vorschrift geregelte Zusamrenw rken von Bundes-
und Landesbehdrden Uberschreitet die Genzen des
ver fassungsrechtlich Zul assi gen.

1. Nach der Systenmtik des Grundgesetzes wird der Voll zug von
Bundesgeset zen entweder von den Landern oder vom Bund, nicht
hi ngegen zugl ei ch von Bund und Land oder einer von beiden
geschaffenen dritten Institution wahrgenomen.

Zwar bedarf das Zusammrenw rken von Bund und L&ndern im Bereich
der Verwaltung nicht in jedem Fall einer besonderen

ver fassungsrecht!li chen Erméchti gung. Ei ne Ausnahnme bedarf

j edoch ei nes besonderen sachlichen G undes und kann nur

hi nsichtlich einer eng ungrenzten Verwal tungsmaterie in
Betracht kommen. Di ese Voraussetzungen |iegen hier nicht vor

§ 44b SGB Il ordnet an, dass die Agenturen fir Arbeit und die
komunal en Trager zur einheitlichen Wahrnehnmung i hrer Aufgaben
Ar bei t sgenei nschaften bil den. Bei den Arbeitsgenei nschaften
handelt es sich nicht lediglich umeine raumiche

Zusamrenf assung verschi edener Behtérden. 8§ 44b SGB |1 sieht

vi el nehr ei ne sel bstandi ge, sowohl von der Sozial- als auch von
der Arbeitsverwaltung getrennte Organisationseinheit vor, die
sich nicht auf koordinierende und infornierende Tati gkeiten
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beschrankt, sondern di e gesanten Aufgaben einer hoheitlichen
Lei stungsverwal tung i m Berei ch der G undsicherung fur
Ar bei t suchende unf asst.

Di e Arbeitsgenei nschaften sind als Genei nschaftseinrichtung von
Bundesagent ur und konmmunal en Tr&agern nach der Konpetenzordnung
des Grundgesetzes nicht vorgesehen. Besondere G inde, die
ausnahnswei se di e genei nschaftliche Aufgabenwahrnehnung in den
Ar bei t sgenei nschaften rechtfertigen kdonnten, existieren nicht.
Bei der Grundsi cherung fir Arbeitsuchende handelt es sich
sowohl nach der Anzahl der von den Regel ungen betroffenen
Personen al s auch nach dem Fi nanzvol unmen um ei nen der groften
Sozi al verwal t ungsber ei che. Daruber hinaus fehlt es an einem

hi nrei chenden sachli chen Grund, der eine geneinschaftliche

Auf gabenwahr nehmung i n den Arbeitsgenei nschaften rechtfertigen
konnte. Das Anliegen, die Gundsicherung fir Arbeitsuchende
"aus einer Hand" zu gewdhren, ist zwar ein sinnvolles

Regel ungszi el . Di eses kann aber sowohl dadurch erreicht werden,
dass der Bund fir die Ausfihrung den Weg der bundesei genen
Verwal t ung wahlt, als auch dadurch, dass der Gesantvoll zug

i nsgesant den Landern al s ei gene Angel egenheit Uberl assen wi rd.
Die Regelung des § 6 a SGB Il, wonach anstelle der

Ar bei t sgenei nschaften i n beschrankter Anzahl Kreise und
kreisfreie Stadte die Lei stungen der G undsi cherung fr

Ar bei t suchende vol | zi ehen kdnnen, zeigt, dass der

Bundesgeset zgeber sel bst eine in der Natur der Aufgabe

begr iindet e Not wendi gkeit fir ei ne genei nsanme

Auf gabenwahr nehrmung dur ch Bundesagentur und kommunal e Trager

ni cht gesehen hat.

Al's sachlicher Grund fir die Arbeitsgeneinschaften kann auch

ni cht angef dhrt werden, dass sich die politisch Handel nden

ni cht auf eine alleinige Aufgabenwahr nehnmung entweder durch die
Bundesagentur oder durch di e kommunal e Ebene eini gen konnten.
Mangel nde politische Einigungsfahi gkeit kann kei nen Konproni ss
rechtfertigen, der mt der Verfassung nicht vereinbar ist.

Die Einrichtung der Arbeitsgeneinschaft w derspricht dariber

hi naus dem Grundsatz ei genverantwortlicher Aufgabenwahrnehrung.
Di eser verpflichtet den zustandi gen Verwal t ungstrager, seine
Auf gaben grundsét zli ch durch ei gene Verwal t ungsei nri cht ungen
also nmt eigenem Personal, eigenen Sachnitteln und ei gener

Or gani sati on wahr zunehnen.

Ei ne ei genverantwortliche Aufgabenwahrnehrmung ist in den

Ar bei t sgenei nschaften weder fir die Agenturen fir Arbeit noch
far die konmunal en Trager gewahrleistet. In den

Ar bei t sgenei nschaften sind unabhéngi ge und ei genst andi ge

Ent schei dungen uber di e Auf gabenwahr nehrmung durch den
jeweiligen Verwal tungstrager in weitem Unfang weder vorgesehen
noch nmbglich. § 44b Abs. 1 Satz 1 SGB Il bestimmt, dass die
Auf gaben in den Arbeitsgenei nschaften einheitlich wahrgenonmen
werden. Diese einheitliche Aufgabenwahr nehnmung zwi ngt die

bei den Trager der G undsicherung fir Arbeitsuchende, sich in
wesent | i chen Fragen der Organisation und der

Lei stungserbringung zu einigen. Innerhalb der

Ar bei t sgenei nschaften sind di e Auf gaben der Arbeitsagenturen
und der konmunal en Trager untrennbar verbunden und werden
integriert und ganzheitlich wahrgenomen. Dies fihrt dazu

dass di e Auf gaben nur dann nach den Vorstellungen des
jeweiligen Verwal tungstréagers vollzogen werden kénnen, wenn
diese sich mt denjenigen des anderen Tragers decken

Zudem wi derspricht die Organisationsstruktur der

Ar bei t sgenei nschaften der ei genverantwortlichen

Auf gabenwahr nehmung. Ei genverantwortli che Auf gabenwahr nehmung
setzt voraus, dass der jeweils zustandi ge Verwal tungstrager
auf den Aufgabenvol |l zug hi nrei chend nach sei nen ei genen

Vor st el l ungen ei nwi rken kann. Daran fehlt es in der Regel
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wenn Ent schei dungen Uber Organi sation, Personal und

Auf gabenerf il l ung nur in Abstinmung mit einem anderen Tréager
getroffen werden kénnen. Besteht, w e bei den

Ar bei t sgenei nschaften nach § 44b SGB I, keine

Let zt ent schei dungsntgl i chkeit i m Rahnen der

Auf gabenwahr nehnmung, kann kei ner der beteiligten
Verwal t ungstréager seinen ei genen Auf gabenbereich

ei genverantwortlich wahrnehnen.

Di e von der Bundesagentur fur Arbeit eingegangene

Sel bst beschr @ankung | 6st di e Probleme nicht; denn die

Sel bst beschr ankung ei nes der Aufgabentréager ist gleichzeitig
nmit der Ni chtwahrnehnung der eigenen Verantwortung verbunden
so dass insoweit nicht nmehr von einer eigenverantwortlichen
Auf gabenwahr nehmung gesprochen werden kann

3. 8§ 44b SGB Il verstoft zudem gegen den G undsatz der
Ver ant wort ungskl arheit. Di e organi satorische und personelle
Verfl echtung bei der Auf gabenwahr nehmung behi ndert eine klare
Zurechnung staatlichen Handel ns zu ei nem der bei den
Lei stungstrager. Ausdruck der mangel haften Zuordnung von
Verantwortlichkeiten, die mt der unklaren Zuordnung der
Ar bei t sgenei nschaften zur Bundes- oder zur kommunal en Ebene
zusamenhangt, sind i nsbesondere Unsi cherheiten hinsichtlich
der Anwendbarkeit von Bundes- und Landesrecht, wie sie etwa im
Vol | streckungsrecht und bei m Dat enschutz aufgetreten sind. Die
Unkl arheiten in Bezug auf Ei nwirkungsnbglichkeiten und
Ver ant wor t ungszur echnung fidhren zudem zu Freirdunmen in den
Ar bei t sgenei nschaften, die die Gefahr einer Versel bstéandi gung
ohne hinrei chende Kontrolle durch einen verantwortlichen
Trager nit sich bringen

Dem Sondervotum des Richters Brof3, der Richterin Gsterloh und des
Richters Gerhardt (zu ziff. 111) liegen imWsentlichen fol gende
Er wagungen zu Grunde:

§ 44b SGB || begegnet i m Rahmen ei ner verfassungskonfornen Ausl egung
kei nen verfassungsrechtlichen Bedenken. Die Norm erndglicht eine

Ausl egung, nach der die Sachkonpetenz bei dem jeweiligen Tréager
verbl ei bt und di e Arbeitsgeneinschaft nur mit der Durchfihrung der

Auf gaben betraut wird. D ese werden von den Arbeitsgeneinschaften

| ediglich aus Grinden der Optim erung der Verwal tungsabl aufe

wahr genonmmen. Di e Auf gabe der Arbeitsgeneinschaft besteht allein in der
ei nhei tlichen Durchfihrung der Aufgaben der Tréger der Leistungen. Die
Arbei t sgenei nschaft wird dadurch nicht sel bst zum Trager der Aufgaben
deren Erfdllung obliegt vielnmehr weiterhin den Agenturen fir Arbeit und
den komrunal en Tragern. Die den Landkrei sen garantierte

ei genverantwortli che Aufgabenwahr nehmung wird auch durch di e Regel ungen
Uber eine einheitliche Entscheidung nicht beeintréachtigt. Die Einigung
Uber di e Anspruchsvoraussetzungen zw schen den Lei stungstréagern stellt
sich nicht als Verstandigung mt Konproni sscharakter dar, sondern als
Ent schei dung zw schen recht nal3si gem und recht swi dri gem

Ver wal t ungshandel n.

Dar Giilber hi naus ist zu bericksichtigen, dass 8§ 44b Abs. 3 Satz 2 SGB ||
auch kei ne Verpflichtung der Kommunen ent nonmen werden nuss, ihre

Auf gaben auf die Arbeitsgeneinschaften zu Ubertragen. Das Wrt "sollen"
i st vom Geset zgeber bewusst gewdhlt worden, um ei ne ansonsten absehbar
verfassungsrechtliche Konfliktlage nit der Sel bstverwaltungsgarantie
der Konmunen zu vernei den. Das b, der Zeitpunkt, der Unfang und die
Dauer der Ubertragung stehen deshalb i m pflichtgenaRen Ernessen der
komunal en Tr ager

Der Cesetzgeber hat - auch, umein von allen Seiten fir notwendig
erachtetes Reformwerk politisch realisieren zu kénnen -

verwal t ungsor gani sat ori sch Neul and beschritten und daf ir einen
rechtlichen Rahnen festgel egt, der auf Ausfiullung durch die beteiligten
Kor perschaften angel egt ist. Das Gesetzgebungswerk ist darauf
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ausgerichtet, Erfahrungen zu samrel n und di ese zu gegebener Zeit in der
gebot enen Wi se zu bericksi chtigen, was die Mglichkeit erganzender
Geset zgebung einschliefRt. Die verfassungsgerichtliche Kontrolle darf

di esen Aspekt nicht ausklammern. An der grundséatzlichen Zul dssi gkeit
der Zusanmenarbeit von Tréagern offentlicher Gewalt des Bundes nit

sol chen der Léander kann nicht gezweifelt werden. Vor diesem Hintergrund
hat das Bundesverfassungsgericht zwar di e bundesstaatlichen G enzen

ei ner sol chen Zusammenarbeit aufzuzei gen. Das Gebot, die

Gestal tungsfrei heit des Gesetzgebers zu respektieren, steht aber der
Verwer fung ei ner Regel ung entgegen, die verfassungskonform ausl egbar

i st.

Zum ANFANG des Dokuments
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Offentliche Resonanz auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 20.12.2007:

Das Bundesverfassungsgericht hat am 20.12.2007 entschieden, dass 8§ 44b SGB Il und damit die
Verpflichtung zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften zwischen Bundesagentur fur Arbeit (BA) und
Kommunen mit der Garantie kommunaler Selbstverwaltung und dem Verwaltungsorganisationsrecht
der Art. 83 ff. GG unvereinbar ist. An dieses Urteil hat sich am selben Tage eine lebhafte Diskussion
dartiber angeschlossen, wie eine zukunftige verfassungsfeste Lésung der Problematik aussehen
kénnte.

Bundesarbeitsminister Olaf Scholz sagte nach der Entscheidungsverkiindung im Rahmen einer
Pressekonferenz im Bundesministerium fir Arbeit und Soziales, er erwarte keine neue Debatte Uber
die Kommunalisierung der Arbeitsvermittlung. Sie sei Sache der Bundesagentur — dariiber seien sich
Bundesregierung, die Spitzen der Koalitionsfraktionen und der Bundesagentur einig. Scholz pries die
21 Falle getrennter Aufgabenwahrnehmung und bezeichnete dieses Modell ausdrticklich als Form der
zukinftigen Zusammenarbeit:

+AUf dieser Basis wird sich eine Losung entwickeln missen. Fur die Bundesregierung ist wichtig: Die
Betreuung und Vermittlung von Menschen, die langer arbeitslos sind, bleiben Aufgaben des Bundes.”

Unterstitzt wurde diese Auffassung vom Deutschen Stadtetag. Hauptgeschéaftsfilhrer Dr. Stephan
Articus sagte zwar, die Stadte wollten eine ,aktive Rolle bei der Bekampfung der
Langzeitarbeitslosigkeit wahrnehmen*, lehnte aber die alleinige Zustandigkeit der Kommunen ab. Die
Zusammenarbeit von Bund und Kommunen sei im Grundsatz nicht beanstandet worden (FAZ vom
21.12.2007). Es seien ,neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Bundesagentur fur Arbeit und
Kommunen notwendig.” Er wies aulRerdem unzutreffenderweise darauf hin, dass zwei Drittel der
Leistungsempfanger in kreisfreien Stadten leben wirden. Tatsachlich handelt es sich um rund 45 %
der Leistungsempfanger (mit Stadtstaaten, ohne Betrachtung der Stadtstaaten sogar nur um 32 %).
Weiterhin sagte DST-Préasident Christian Ude in der Siddeutschen Zeitung v. 21.12.2007:

-Wir wollen auf gar keinen Fall eine Rekommunalisierung der Dauerarbeitslosigkeit. Es ist ein grof3er
Erfolg der Reform, dass sich der Bund zu seiner Verantwortung bekannt hat.”

Ebenso auBerte sich der Hauptgeschéftsfiihrer des Deutschen Stadte- und Gemeindebundes Dr.
Gerd Landsberg in den Medien und forderte eine Zustandigkeit des Bundes fir die
Arbeitsvermittlung. Er sagte, die Kommunen waren mit der Alleinverantwortung tberfordert. Zudem
sagte er der Thiringer Allgemeinen: ,ch halte die Position des Landkreistags flr
Selbstiiberschatzung.”

DGB-Chef Michael Sommer sprach sich grundsatzlich fur eine BA-Zustéandigkeit aus, gegenuber AP
vom 20.12.2007 mit dem Nachsatz:

.Meine grol3e Sorge ist, dass wir in eine gespaltene Zustandigkeit kommen kdnnten fir Arbeitslose.”

Zudem auBerte sich Prof. Dr. Wolfgang Franz, Mitglied des Sachverstandigenrates der
Bundesregierung, im SPIEGEL v. 24.12.2007 folgendermaf3en:

,Die Langzeitarbeitslosen sollten kinftig durch die Bundesagentur fiir Arbeit betreut werden. Die
Kommunen dagegen haben ein rein finanzielles Interesse daran, auch nichterwerbsféhige Personen
in die Obhut der Arbeitsverwaltung zu geben.”

BA-Vorstand Heinrich Alt warnte in der Netzeitung vom 21.12.2007 vor Schnellschussen. Er pladierte
dafir, weitgehend das gegenwartige Modell der Zusammenarbeit unter einem Dach zu retten, aber
eine neue rechtliche Form zu finden.

Die Phalanx der Kritiker an der Madglichkeit der getrennten Aufgabenwahrnehmung und der
Befirworter einer vollstandigen Aufgabentragerschaft der Landkreise und kreisfreien Stadte war
gleichwohl breit und kraftvoll. So sagte Hessens Ministerprasident Roland Koch im Deutschlandradio
Kultur vom 22.12.2007:

.Herr Kollege Clement (...) war ja nicht bereit, eine klare Trennung durchzuflihren und hat dann dieses
Modell durchgesetzt, und ich bin sehr froh, dass es uns damals gelungen ist, wenigstens fiir 69
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Landkreise und kreisfreie Stadte in Deutschland diese Optionschance zu geben. Wir sehen jetzt, die
arbeiten mit hoher Motivation, grolem Erfolg, und deshalb gibt es jetzt in dieser
Gesetzgebungsdebatte Uberhaupt die Chance zu sagen: Lasst das die Kommunen machen. Das ist
keine theoretische Sache mehr, sondern wir haben Gott sei Dank in den letzten Jahren Erfahrung
gewonnen und jetzt wird es daruber sicherlich eine sehr heftige Debatte geben von verschiedensten
Fronten. (...) Die Kommunen sind tolle Einrichtungen mit tollen Leuten, die kénnen das machen, und
die wissen vor Ort bei Langzeitarbeitslosigkeit sehr viel besser, wie sie das lI6sen mussen.”

Zuvor hatte Hessens Sozialministerin Silke Lautenschléager bereits heftige Kritik am Modell
getrennter Aufgabenwahrnehmung geduflert: Was Scholz als Zukunftsmodell darstelle, sei in
Wirklichkeit ,ein Rickschritt in die arbeitsmarktpolitische Steinzeit. Der Zeitpunkt ist gekommen, allen
Kommunen die Méglichkeit zu erdffnen, die Langzeitarbeitslosen in Eigenregie zu betreuen. Der Bund
muss jetzt die Betreuung und Vermittlung von Langzeitarbeitslosen in die Hande der Kommunen
legen. Das ware der einzig konsequente Schritt* (Financial Times Deutschland v. 21.12.2007).

Ebenfalls kraftvoll legte die Landesregierung Nordrhein-Westfalen ihre Praferenz fir eine kommunale
Tragerschaft dar. Ministerprasident Dr. Jirgen Rlttgers sagte, dass wichtigste Konsequenz aus dem
Urteil sei, die Hartz IV-Verwaltung an die Kommunen abzugeben. ,Wir wollen eine Starkung der
Kommunen® (FTD v. 21.12.2007). Arbeitsminister Karl-Josef Laumann sagte der Zeitung Die Welt v.
22.12.2007, die Zustandigkeit konne tber die Lander an die Kommunen ubertragen werden. Ahnlich
aulerte sich FDP-Generalsekretdr Dirk Niebel, der auch seine bekannte Forderung nach
Abschaffung der Bundesagentur erneuerte. Auch Sachsen-Anhalts Ministerprasident Prof. Dr.
Wolfgang Béhmer lie3 gegeniber der Mitteldeutschen Zeitung (dpa-Meldung v. 2.1.2008) keinen
Zweifel an seiner Auffassung:

»Ich bin daftr, den Kommunen so viel Verantwortung wie maglich fur die Ausgestaltung der Gesetze
zu Ubertragen. Die kommunale Ebene habe den besten Uberblick tber den Arbeitsmarkt vor Ort und
die besten Mdglichkeiten, Arbeitslose zu vermitteln.”

Verhaltener reagierte Baden-Wirttembergs Ministerprasident Guinther Oettinger in seiner
Pressemitteilung vom 20.12.2007 auf das Karlsruher Urteil:

.Fur die kinftige Ausgestaltung ist entscheidend, den Betroffenen mdglichst sach- und ortsnahe
Unterstlitzung anzubieten. (...) Eine Lésung aus einer Hand ist deshalb sinnvoll. Es gibt bereits
Modellversuche, bei denen die Grundsicherung fir Arbeitsuchende ausschlie3lich von einer Ebene
geleistet wird (sog. Optionsmodell).”

Aber auch die Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbande stiitzte die Position des Deutschen
Landkreistages und wurde in der Financial Times Deutschland v. 21.12.2007 wie folgt zitiert:

Wenn gewabhrleistet sei, dass alle MalRhahmen wirksam und wirtschaftlich erbracht wirden, ,spricht
vieles dafiir, den Kommunen die Verantwortung zu tbertragen.”

Der arbeitsmarktpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion Dr. Ralf Brauksiepe sagte, man habe
zwei Modelle, die sich anbéten — die Optionskommunen und die Trennung der Arbeit. Das
Optionsmodell habe bisher nicht zu Beanstandungen gefiihrt. ,Es gibt daher Gberhaupt keinen Anlass,
gegen den Willen der Kommunen auf dieses Modell zu verzichten." Schlielich habe Karlsruhe
gegeniiber dem Optionsmodell keine verfassungsrechtlichen Bedenken. ,Wir wollen eine Starkung der
Kommunen“ (Financial Times Deutschland v. 21.12.2007). Unionsfraktionsvorsitzender Volker
Kauder gab sich gegentiber den Neuen Ruhr-Nachrichten v. 21.12.2007 zurlickhaltend:

»Sie (Anm.: die Kommunen) kénnten diese Aufgabe auch durchaus gut leisten. Aber nicht alle Lander
und auch nicht alle Kommunen wollen diese Aufgabe alleine machen.”

Interessant sind in diesem Zusammenhang auch Kommentierungen grof3er Uberregionaler
Tageszeitungen vom Folgetag des Urteils. So schreibt Dietrich Creutzburg im Handelsblatt:

.Naturlich verdienen die Karlsruher Richter insoweit Beifall, als sie dem unseligen Hang der Politik
Grenzen setzen, durch tagespolitische Sprunghaftigkeit immer neuen foderalen Aufgabenwirrwarr zu
stiften. Und in der Tat war das Modell der Hartz IV-Arbeitsgemeinschaft, das Kommunen quasi unter
eine Teilregie des Bundes stellt, kein staatspolitisches Glanzstick. (...) Umso mehr kommt es nun auf
Lander und Kommunen an. lhre Position hat Karlsruhe tendenziell gestarkt. Hoffentlich werden die
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Lander ihrer Verantwortung gerecht, wenn sie Uber den Bundesrat an der Reform der Reform
mitwirken.*

Dorothea Siems kommentiert in Die Welt:

.Wie alle groRen Projekte hat auch diese Reform Schonheitsfehler. Die sauberste Ldsung, den
Kommunen die alleinige Verantwortung fir die Langzeitarbeitslosen zu Uberlassen, war und ist
hierzulande nicht mehrheitsfahig. Dabei ist dort die Voraussetzung fir eine gezielte Betreuung und
Forderung der meist schwer vermittelbaren Erwerbslosen am besten. Denn oft spielen auch
Suchtprobleme, fehlende Betreuungsplatze fir Kinder oder Schuldnerberatung eine Rolle. Hier
kdnnen die Kommunen die beste Hilfestellung geben.”

Corinna Budras stellt jedenfalls in der FAZ fest:
“Sicher ist dabei jedoch, dass es unbedingt bei dem Ansatz der ,Leistung aus einer Hand’ bleiben
muss.*

Und Katharina Sperber sagt in der Frankfurter Rundschau auf den Vorschlag von Arbeitsminister
Scholz:

.Der Bundesarbeitsminister ruft: Zurick auf Los und will mit seinem bevorzugten Modell der
getrennten Tragerschaft im Grunde wieder auf die Zustande vor der Reform zuriick. Das kann nicht
Sinn der Sache sein.”



	Sitzungsdokumente
	Anlage 1 - Wohnformen im Alter
	Anlage 2 - Kosten der Pflege in NRW
	Anlage 3 - Pressemitteilung BVerfG
	Anlage 4 - Öffentliche Resonanz auf die Entscheidung des BVerfG




